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(Rr. 2391.) Verordnung, betreffend die Ausdehnung der §§. 135 bis 139 und des §. 139 b 
der Gewerbeordnung auf die Werkſtätten der Kleider- und Wäſchekonfektion. 
Vom 31. Mai 1897. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, Koͤnig 


bon Preußen dc. 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths, 
auf Grund des F. 154 Abſatz 4 der Gewerbeordnung unter Hinweis auf F. 146 
Abſatz 1 Ziffer 2 und F. 149 Abſatz 1 Ziffer 7 a. a. O., was folgt: 
Sei 

Auf Werkſtätten, in welchen die Anfertigung oder Bearbeitung von 
Männer⸗ und Knabenkleidern (Röcken, Hoſen, Weſten, Mänteln und dergleichen), 
Frauen⸗ und Kinderkleidung (Mänteln, Kleidern, Umhängen und dergleichen), ſowie 
von weißer und bunter Wäſche im Großen erfolgt (Kleider- und Wäſchekonfektion), 
finden die Beſtimmungen der $$. 135 bis 139 und des F. 139 b der Gewerbe⸗ 
ordnung mit den aus dem Folgenden ſich ergebenden Abänderungen Anwendung. 

9 27 
(S. 135 der Gewerbeordnung.) 

Kinder unter dreizehn Jahren dürfen nicht beſchäftigt werden. Kinder über 
dreizehn Jahre dürfen nur beſchäftigt werden, wenn ſie nicht mehr zum Beſuche 
der Volksſchule verpflichtet ſind. 

Die Beſchäftigung von Kindern unter vierzehn Jahren darf die Dauer 
von ſechs Stunden täglich nicht überſchreiten. 

Junge Leute zwiſchen vierzehn und ſechszehn Jahren dürfen nicht länger 
als zehn Stunden täglich beſchäftigt werden. 

>. 
($. 136 der Gewerbeordnung.) 

Die Arbeitsſtunden der jugendlichen Arbeiter (F. 2) dürfen nicht vor fünf- 
einhalb Uhr Morgens beginnen und nicht über achteinhalb Uhr Abends dauern. 
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Zwiſchen den Arbeitsſtunden müſſen an jedem Arbeitstage regelmäßige Pauſen 
gewährt werden. Für jugendliche Arbeiter, welche nur ſechs Stunden täglich 
beſchäftigt werden, muß die Pauſe mindeſtens eine halbe Stunde betragen. Den 
übrigen jugendlichen Arbeitern muß mindeſtens entweder Mittags eine einſtündige 
ſowie Vormittags und Nachmittags je eine halbſtündige, oder Mittags eine 
einundeinhalbſtündige Pauſe gewährt werden. 

Während der Pauſen darf den jugendlichen Arbeitern eine Beſchäftigung 
in dem Werkſtattbetrieb überhaupt nicht und der Aufenthalt in den Arbeitsräumen 
nur dann geſtattet werden, wenn in denſelben diejenigen Theile des Betriebs, in 
welchen jugendliche Arbeiter beſchäftigt find, für die Zeit der Pauſen völlig ein⸗ 
geſtellt werden, oder wenn der Aufenthalt im Freien nicht thunlich und andere 
geeignete Aufenthaltsräume ohne unverhältnißmäßige Schwierigkeiten nicht beſchafft 
werden können. 

An Sonn- und Feſttagen, ſowie während der von dem ordentlichen Seel— 
ſorger für den Katechumenen⸗ und Konfirmanden⸗, Beicht⸗ und Kommunion⸗ 
unterricht beſtimmten Stunden dürfen jugendliche Arbeiter nicht beſchäftigt werden. 


F. 4. 
($. 137 der Gewerbeordnung.) 

Arbeiterinnen dürfen nicht in der Nachtzeit von achteinhalb Uhr Abends 
bis fünfeinhalb Uhr Morgens und am Sonnabende ſowie an Vorabenden der 
Feſttage nicht nach fünfeinhalb Uhr Nachmittags beſchäftigt werden. 

Die Beſchäftigung von Arbeiterinnen über ſechszehn Jahre darf die Dauer 
von elf Stunden täglich, an den Vorabenden der Sonn- und Feſttage von zehn 
Stunden nicht überſchreiten. 

Zwiſchen den Arbeitsſtunden muß den Arbeiterinnen eine mindeſtens ein⸗ 
ſtündige Mittagspauſe gewährt werden. 

Arbeiterinnen über ſechszehn Jahre, welche ein Hausweſen zu beſorgen 
haben, ſind auf ihren Antrag eine halbe Stunde vor der Mittagspauſe zu ent⸗ 
laſſen, ſofern dieſe nicht mindeſtens ein und eine halbe Stunde beträgt. 

Wöchnerinnen dürfen während vier Wochen nach ihrer Niederkunft über⸗ 
haupt nicht und während der folgenden zwei Wochen nur beſchäftigt werden, 
wenn das Zeugniß eines approbirten Arztes dies für zuläſſig erklärt. 


F. 5. 
(§. 138 der Gewerbeordnung.) 

Sollen Arbeiterinnen oder jugendliche Arbeiter beſchäftigt werden, ſo hat 
der Arbeitgeber vor dem Beginne der Beſchäftigung der Ortspolizeibehörde unter 
Angabe der Werkſtätte eine ſchriftliche Anzeige zu machen. 

Der Arbeitgeber hat dafür zu ſorgen, daß in den Werkſtatträumen, in 
welchen jugendliche Arbeiter beſchäftigt werden, an einer in die Augen fallenden 
Stelle ein Verzeichniß der jugendlichen Arbeiter unter Angabe des Beginns und 
Endes ihrer Arbeitszeit und unter Angabe der Pauſen ausgehängt iſt. Ebenſo 
hat er dafür zu ſorgen, daß in den betreffenden Räumen eine Tafel ausgehängt 
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iſt, welche in der von der Landes-Zentralbehörde zu beſtimmenden Faſſung und in 
deutlicher Schrift einen Auszug aus den Beſtimmungen dieſer Verordnung enthält. 


8 
(§. 138 a der Gewerbeordnung.) 

Ueber die im F. 4 Abſatz 1 und 2 feſtgeſetzte Zeit dürfen Arbeiterinnen 
über ſechszehn Jahre an ſechszig Tagen im Jahre beſchäftigt werden. Dieſe 
Beſchäftigung darf dreizehn Stunden täglich nicht überſchreiten und nicht länger 
als bis zehn Uhr Abends dauern. 

Hierbei kommt jeder Tag in Anrechnung, an welchem auch nur eine 
Arbeiterin über die nach $. 4 zuläſſige Dauer der Arbeitszeit hinaus beſchäftigt iſt. 

Gewerbetreibende, welche Arbeiterinnen über ſechszehn Jahre auf Grund 
der vorſtehenden Beſtimmungen über die im F. 4 Abſatz 1 und 2 feſtgeſetzte Zeit 
hinaus beſchäftigen, ſind verpflichtet, ein Verzeichniß anzulegen, in welches jeder 
Tag, an dem Heberarbeit ftattgefunden hat, noch am Tage der Ueberarbeit ein⸗ 
zutragen iſt. Das Verzeichniß iſt auf Erfordern der Ortspolizeibehörde, ſowie 
dem Gewerbeaufſichtsbeamten jederzeit vorzulegen. 
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9 
(8.139 der Gewerbeordnung.) 


Wenn Naturereigniſſe oder Unglücksfälle den regelmäßigen Betrieb einer 
Werkſtätte unterbrochen haben, ſo können Ausnahmen von den vorſtehend vor⸗ 
geſehenen Beſchränkungen auf die Dauer von vier Wochen durch die untere 
Verwaltungsbehörde, auf längere Zeit durch die höhere Verwaltungsbehörde zu⸗ 
gelaſſen werden. 

Wenn die Natur des Betriebs oder Rückſichten auf die Arbeiter in ein⸗ 
zelnen Werkſtätten es erwünſcht erſcheinen laſſen, daß die Arbeitszeit der Arbeite⸗ 
rinnen oder jugendlichen Arbeiter in einer anderen als der durch $$. 3 und 4 
Abſatz 1 und 3 vorgeſehenen Weiſe geregelt wird, ſo kann auf beſonderen Antrag 
eine anderweite Regelung hinſichtlich der Pauſen durch die untere Verwaltungs⸗ 
behörde, im Uebrigen durch die höhere Verwaltungsbehörde geſtattet werden. 
Jedoch dürfen in ſolchen Fällen die jugendlichen Arbeiter nicht länger als ſechs 
Stunden beſchäftigt werden, wenn zwiſchen den Arbeitsſtunden nicht Pauſen von 
zuſammen mindeſtens einſtündiger Dauer gewährt werden. 

Die auf Grund vorſtehender Beſtimmungen zu treffenden Verfügungen 
müſſen ſchriftlich erlaſſen werden. 

$. 8. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden keine Anwendung: 

1. auf Werkſtätten, in welchen der Arbeitgeber ausſchließlich zu ſeiner 
Familie gehörige Perſonen oder nur gelegentlich nicht zu ſeiner Familie 
gehörige Perſonen beſchäftigt, 

2. auf Werkſtätten, in welchen die Herſtellung oder Bearbeitung von 
Waaren der Kleider- und Wäſchekonfektion nur gelegentlich erfolgt. 
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Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1897 in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 31. Mai 1897. 


(L. S.) Wilhelm. 


von Boetticher. 


(Nr. 2392.) Bekanntmachung, betreffend die dem internationalen Uebereinkommen über den 
Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügte Liſte. Vom 29. Mai 1897. 


In der Liſte der Eiſenbahnſtrecken, auf welche das internationale Uebereinkommen 
über den Eiſenbahnfrachtverkehr vom 14. Oktober 1890 Anwendung findet 
(IV. Ausgabe vom 1. Januar 1897, Reichs⸗Geſetzbl. von 1897 S. 27), iſt in Aus⸗ 
führung des Artikels 58 des Uebereinkommens mit Wirkung vom 6. Juni d. J. 
unter „Oeſterreich und Ungarn. I. Im Reichsrathe vertretene König— 
reiche und Länder (einſchließlich Liechtenſtein. A.“ nachzutragen: 

2. Lokalbahn Auſpitz. 

(Die bisher unter Nummer 2 aufgeführte Außig- 
Teplitzer Eiſenbahn erhält die Nummer 2a.) 
16 a. Schneebergbahn (Thalſtrecke). 
Berlin, den 29. Mai 1897. 


Der Reichskanzler. 
Fürſt zu Hohenlohe. 


Berichtigung. 
1 dem Wortlaute der in Nr. 22 des Reichs⸗Geſetzblatts veröffentlichten Kaiſer⸗ 
lichen Verordnung zur Verhütung des Zuſammenſtoßens der Schiffe auf See vom 
9. Mai 1897 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 203) iſt das Folgende richtig zu ſtellen. Es 
müſſen eingefügt werden: 
im Artikel 2 unter a, Seite 204 Zeile 6 von oben, vor dem Worte 
„gleichkommenden“ das Wort „mindeſtens“, 
im Artikel 3 Abſatz 1, Seite 204 letzte Zeile, vor den Worten „über 
oder unter“ die Worte „zwei Meter‘; 
im Artikel 7 unter 2, Seite 206 vorletzte Zeile, hinter dem Worte 
„jedoch!“ das Wort „nur“. 
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